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SPRUCH 
 

Tausend Wege führen zum Irrtum, ein einziger zur 
Wahrheit. 
Jean-Jacques Rousseau; 1712 – 1778, französischer Schriftsteller 

und Philosoph 

 

 Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

AU bei Erkrankung im Ausland 
  

Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz ist ein Arbeitnehmer, der 
sich bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit (AU) im Ausland aufhält, 
verpflichtet, dem Arbeitgeber die AU, deren voraussichtliche 
Dauer und die Adresse am Aufenthaltsort in der schnellstmögli-
chen Art der Übermittlung mitzuteilen. Die durch die Mitteilung 
entstehenden Kosten hat der Arbeitgeber zu tragen. Darüber 
hinaus ist ein Arbeitnehmer, wenn er Mitglied einer gesetzli-
chen Krankenkasse ist, verpflichtet, auch dieser die AU und de-
ren voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen. Dauert die 
AU länger als angezeigt, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, 
der gesetzlichen Krankenkasse die voraussichtliche Fortdauer 
der AU mitzuteilen. 
 
Die von einem Arzt im Ausland ausgestellte AU-Bescheinigung 
hat i.d.R. den gleichen Beweiswert wie die Bescheinigung eines 
Arztes in Deutschland. Sie muss jedoch erkennen lassen, dass 
der Arzt im Ausland unterschieden hat zwischen einer bloßen 
Erkrankung und einer mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen 
Krankheit. Also eine Beurteilung entsprechend den Begriffen 
aus dem deutschen Arbeits- und Sozialversicherungsrecht. 

 

 

 

 

 
 



 

 

 Familienrecht/Erbrecht 

 
Erbfallkostenpauschale für Nacherben 
  

Das Erbschaftsteuergesetz hat für die anfallenden Kosten einer 
Bestattung und ähnliche Kosten sowie Aufwendungen zur Ab-
wicklung, Regelung und Verteilung des Nachlasses eine sog. 
Erbfallkostenpauschale geschaffen. Diese kann bei der Berech-
nung der Erbschaftsteuer ohne Nachweis steuermindernd ab-
gezogen werden. Inwiefern der Betrag durch einen Nacherben 
angesetzt werden kann, hat der Bundesfinanzhof (BFH) am 
1.2.2023 entschieden. 
 
In dem Fall erbte der Ehemann der Verstorbenen, verstarb 
aber kurz darauf selbst, sodass die Nichte erbte. Das Finanz-
amt setzte Erbschaftsteuer für die Nacherbschaft gegen die Er-
bin fest, ohne Nachlassverbindlichkeiten zu berücksichtigen. 
Die Nichte beantragte nachträglich noch den Pauschbetrag zu 
berücksichtigen, da dieser sowohl dem Vor- als auch dem 
Nacherben zustünde, da zwei getrennt zu beurteilende Erbfälle 
vorlägen. 
 
Finanzgericht und auch der BFH sprachen sich letztendlich für 
den Ansatz der Erbfallkostenpauschale auch beim Nacherben 
aus. Der Betrag ist für jeden Erbfall nur einmal zu gewähren. 
Die Abfolge von Vor- und Nacherbfall stellt jedoch erbschaft-
steuerlich nicht einen Erbfall mit mehreren Erben dar, sondern 
zwei Vorgänge als zwei getrennte Erbfälle. Dem entspricht es 
auch, den Pauschbetrag zweimal zu gewähren. Die Pauschale 
soll entstehende Nachlassregelungskosten im weiteren Sinne 
abgelten, dass diese zweimal anfallen, ist nicht ungewöhnlich. 

 
Sonstiges 
 
Erneuerung von Rauchwarnmeldern 
  

Die Erneuerung von Rauchwarnmeldern stellt anders als deren 
erstmaliger Einbau grundsätzlich keine Modernisierung dar, 
wenn mit ihr eine technische Verbesserung oder sonstige Auf-
wertung nicht verbunden ist. 
 
Der Vermieter ist aufgrund einer solchen Erneuerungsmaß-
nahme deshalb auch dann nicht zu einer Erhöhung der Miete 
berechtigt, wenn die zu einem früheren Zeitpunkt erfolgte erst-
malige Ausstattung der Mietwohnung mit Rauchwarnmeldern 
weder zu einer zusätzlichen Belastung des Mieters mit Be-
triebskosten noch zu einer Mieterhöhung geführt hat. 


